Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/621 


Der Bundesminister des Innern 

U 1 2 - 8054-0-31/70 


Bonn, den 14. April 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Kunststoffabfälle 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, 
Mertes und Genossen 
— Drucksache VI/550 — 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, Mertes 
und Genossen beantworte ich namens der Bundesregierung wie 
folgt: 


1. a) Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Kunststoff PVC, der 
für Behälter — insbesondere auch für Haushaltungen, Lebens- 
mittel, Kosmetika usw. — in steigendem Maße benutzt wird, bei 
Verbrennungen gasförmige Salzsäure abgibt, und diese bei 
entsprechender Konzentration die menschliche Haut bzw. die 
Atemorgane verletzen sowie ernste Schäden in der Umwelt ver- 
ursachen kann? 


Die Bundesregierung ist über die Schwierigkeiten unterrichtet, 
die sich bei der Beseitigung von Kunststoffabfällen, insbeson- 
dere bei der Verbrennung von solchen aus Polyvinylchlorid 
(PVC) ergeben. PVC enthält 53 bis 55% Chlor. Bei dessen Ver- 
brennung entweicht in den Rauchgasen gasförmiger Chlorwas- 
serstoff, der in der Feuchtigkeit der Atmosphäre als Salzsäure 
in Lösung gehen kann. Die im jeweiligen Bereich der abziehen- 
den Rauchfahne niedergehenden, angesäuerten Niederschläge 
sind bei überschreiten bestimmter Konzentrationen geeignet, 
die Vegetation zu schädigen und die Korrosionen an Bauten 
und Einrichtungen zu verstärken. Die Möglichkeit, daß auch die 
menschliche Haut und die Atmungsorgane über die allgemeine 
Wirkung der Rauchgase hinaus geschädigt werden, kann bei 
unzulässigen Konzentrationen nicht ausgeschlossen werden. 

Bei der Beurteilung dieser Fragen sind die auftretenden Kon- 
zentrationen im Rauchgas und in der Atmosphäre, vorwiegend 
ausgehend vom PVC- Anteil und dem Kochsalzgehalt der zu 
verbrennenden Abfallstoffe, von entscheidender Bedeutung. 
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Wo hohe Konzentrationen von Chlorwasserstoff im Rauchgas 
zu befürchten sind, müssen besondere Maßnahmen, etwa eine 
Wäsche der Rauchgase mit anschließender Aufheizung, getrof- 
fen werden. Solche Maßnahmen können im Rahmen des Geneh- 
migungsverfahrens nach § 16 der Gewerbeordnung von der zu- 
ständigen Behörde angeordnet werden. Auch nachträgliche Auf- 
lagen sind möglich. 


1. b) Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die Produktion von 
PVC in den USA während des Jahres 1968 verdoppelt hat (Ge- 
samtproduktion 1,4 Milliarden Kilogramm) und in der Bundes- 
republik Deutschland entsprechend ansteigt? 


Die Bundesregierung richtet ihr besonderes Augenmerk auf 
die PVC-Produktion in der Bundesrepublik Deutschland, um 
Anhaltspunkte über den PVC-Anteil der zu verbrennenden 
Abfallstoffe in den kommenden Jahren zu erhalten. 

Nach den vom Batelle-Institut in Frankfurt im Auftrag der 
Bundesregierung durchgeführten Untersuchungen betrug der 
Anteil der Kunststoffabfälle im Gesamtmüll im Jahre 1968 etwa 
2,5% und der Anteil der PVC- Abfälle nur 0,25%. Für 1980 er- 
wartet man eine allmähliche Steigerung der Kunststoffabfälle 
auf 4,3% und der PVC-Abfälle auf 1% im Gesamtmüll. Das 
Batelle-Institut zieht den Schluß, daß, selbst wenn die Produk- 
tionsmengen im Jahre 1980 bei der ausgeprägten Dynamik des 
Kunststoffmarktes den geschätzten Wert um 100% übersteigen 
sollten, von der Abfallverbrennung im allgemeinen noch keine 
ernsthaften Immissionsschäden ausgehen dürften. 

Die Bundesregierung verfolgt auch die Entwicklung in anderen 
Ländern und unterrichtet sich über die dort getroffenen Maß- 
nahmen. Die Produktion an PVC ist in den letzten Jahren in 
der Bundesrepublik Deutschland im Vergleich zu den USA we- 
sentlich langsamer gestiegen. Während 1960 schon rund 
173 000 t produziert wurden, stieg die Produktion von rund 
487 000 t im Jahre 1967 auf 623 000 t im Jahre 1968 an. 


1. c) Ist der Bundesregierung bekannt, daß die schwedische Regie- 
rung das Verbrennen von PVC-Erzeugnissen und -Abfällen 
innerhalb dichter besiedelter Wohngebiete verboten hat, wenn 
die Verbrennungsapparate nicht besondere Vorrichtungen zum 
Abscheiden der gasförmigen Salzsäure haben? 


Das Verbot der schwedischen Regierung ist bekannt. Ein solches 
Verbot ist, wie schon bei 1. a) dargelegt, in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht notwendig, da durch Auflagen und Bedin- 
gungen im Genehmigungsverfahren nachteilige Auswirkungen 
ausgeschlossen werden können. 
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2. a) Ist die Bundesregierung in Zusammenarbeit mit den Länder- 
regierungen bereit, diese Angelegenheit — gegebenenfalls durch 
Forschungsaufträge — untersuchen zu lassen und Maßnahmen 
zu treffen, um dieses Umweltproblem zu lösen? 


Die Zentralstelle für Abfallbeseitigung des Bundesgesundheits- 
amtes hat bereits im Jahre 1966 eingehende Untersuchungen 
über diese Fragen durchgeführt. Zur weiteren Klärung wurden 
im Juli 1969 Verhandlungen mit Fachleuten der Abfallbeseiti- 
gung und Vertretern sowohl der Länderregierungen als auch 
der einschlägigen Industrie und ihrer Verbände aufgenommen. 
Die enge Fühlungnahme mit allen an diesem Problem Beteilig- 
ten soll auch im Jahre 1970 fortgesetzt werden. 

Ferner ist, wie schon bei 1. b) erwähnt wurde, im vergange- 
nen Jahr an das Batelle-Institut in Frankfurt ein spezieller Auf- 
trag zur Ermittlung des zukünftigen Anfalles an Kunststoffab- 
fällen und der Folgerungen für die Abfallbeseitigung vergeben 
worden. Die Untersuchungen erstrecken sich auf 

a) den derzeitigen Anteil der Kunststoffe bei festen städtischen, 
gewerblichen und industriellen Abfällen, 

b) den voraussichtlichen Anteil der Kunststoffe bei den festen 
städtischen, gewerblichen und industriellen Abfällen im 
Jahre 1980, 

c) Probleme und Möglichkeiten der Abfallbeseitigung bzw. 
-Verwertung bei steigendem Kunststoffanteil. 

Der vom Battelle-Institut vorgelegte Bericht wird in Kürze in 
der Schriftenreihe „Müll und Abfall" des Erich Schmidt-Verla- 
ges veröffentlicht und kann danach über den Buchhandel bezo- 
gen werden. 

Schließlich ist vom Bundesministerium des Innern seit 1967 ein 
Forschungsvorhaben mit dem Ziel vergeben worden, Unter- 
suchungen über die Wirkungen gasförmiger chlorhaltiger Im- 
missionen aus Müllverbrennungsanlagen, insbesondere von 
Krankenhausmüll-Verbrennungsanlagen, auf gärtnerische Kul- 
turen durchzuführen. Dieses Forschungsvorhaben wird in die- 
sem Jahr abgeschlossen. Soweit es zur Klärung noch offen 
gebliebener Fragen erforderlich ist, werden auch künftig wei- 
tere Forschungsmittel für diese Zwecke eingesetzt. 


2. b) Besteht Bereitschaft, gegebenenfalls das Verbrennnen von PVC 
und ähnlichen Stoffen in Anlagen ohne entsprechende Abschei- 
dungsvorrichtungen zu verbieten oder die Hersteller zu veran- 
lassen, in ihr Produkt eine Substanz aufzunehmen, welche die 
Abgabe schädlicher Substanzen bei der Verbrennung verhindert? 

Um etwaigen Mißständen bei der Verbrennung von PVC oder 
PVC-haltigen Abfällen abzuhelfen, bestehen heute schon recht- 
liche Möglichkeiten bei Anlagen, die einer Genehmigungspflicht 
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nach § 16 der Gewerbeordnung unterliegen. Bei der Genehmi- 
gung können Auflagen hinsichtlich der Verbrennung von PVC- 
Abfällen gemacht werden. Auch können Anforderungen an die 
technischen Einrichtungen bestehender Verbrennungsanlagen 
gestellt werden, wenn es zur Abwehr von Beeinträchtigungen 
erforderlich ist. 

Möglichkeiten, die Chlorwasserstoffabscheidung durch Aufnah- 
me einer Substanz in das PVC zu verhindern, sind der Bundes- 
regierung nicht bekannt. 


Genscher 



